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ARBEITSLOSIGKEIT

Birgitta Rabe, Knut Emmerich

Arbeitsmarktpolitik zwischen 
Markt und Staat

Die aktive Arbeitsmarktpolitik wird häufig als wenig effizient und wenig nachhaltig kritisiert. 
Inwieweit kann das Einbringen von wettbewerblichen Elementen in die öffentliche 

Beschäftigungsförderung zur Verbesserung der Effizienz beitragen? Kann durch die Wahl 
des Vergabemodells die Refinanzierungsquote erhöht werden?

Das Für und Wider des Einsatzes der Arbeitsmarkt­
politik zur Lösung der Beschäftigungskrise in Ost- 

und mittlerweile auch in Westdeutschland sind in den 
vergangenen Jahren unter dem Stichwort „Zweiter Ar­
beitsmarkt“ vielfach diskutiert worden. Wesentlicher 
Streitpunkt in dieser Debatte sind die fiskalischen und 
ökonomischen Auswirkungen der Forderung, Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren -  also passive 
Lohnersatzleistungen für Beschäftigungsmaßnahmen 
zu aktivieren. Die Befürworter aktiver Arbeitsmarktpo­
litik verweisen auf die hohe Refinanzierungsquote 
durch Einsparungen bei Arbeitslosenunterstützung 
und Sozialleistungen und durch zusätzliche Einnah­
men von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen1. 
Sie erwarten, m it Hilfe der Arbeitsmarktpolitik, z.B. 
durch Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruk­
tur oder durch Existenzgründungen, die Schaffung 
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze zu unterstützen2. 
Kritiker wiederum bezweifeln die fiskalische Neutrali­
tä t von öffentlichen Beschäftigungsprojekten und be­
tonen die negativen indirekten Effekte wie Mitnahme-, 
Substitutions- und Verdrängungseffekte3. Sie machen 
auf die Effizienzprobleme staatlichen Handelns und 
speziell auf die Grenzen einer staatlichen Steuerung 
der Strukturentwicklung aufmerksam4.

Von der arbeitsmarktpolitischen Diskussion nahezu 
unbemerkt praktiziert die Treuhandanstalt bzw. ihre 
Nachfolgeorganisation, die Bundesanstalt für vereini­
gungsbedingte Sonderaufgaben (BvS), seit 1994 eine

Birgitta Rabe, 28, Dipl.-Volkswirtin, ist wissen­
schaftliche Mitarbeiterin am Wissenschaftszen­
trum Berlin; Knut Emmerich, 54, Dipl.-Volkswirt, 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Arbeitsm arkt und Berufsforschung (IAB) in 
Nürnberg.

neue Form der Implementation aktiver Arbeitsmarkt­
politik, indem sie eine flächendeckende wettbewerb­
liche Vergabe von Beschäftigungsprojekten durch­
führt5. Dieses Verfahren verdient vor dem Hintergrund 
der Kritik am „Zweiten Arbeitsmarkt“ besondere Be­
achtung, weil es Wettbewerbselemente in die öffent­
liche Beschäftigungsförderung einbindet, die wesent­
liche Probleme reduzieren, wenn nicht sogar aus dem 
Weg räumen können. Es handelt sich dabei um Pro­
jekte, die von der Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen 
des § 249h des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) ge­
fördert und von der Treuhandanstalt/BvS und den 
neuen Bundesländern kofinanziert werden. Die Treu­
handanstalt versucht m it diesem Instrument den Per­
sonalabbau abzufedern. Ein Unternehmen, das bei 
der wettbewerblichen Vergabe den Zuschlag erhält, 
muß daher eine vorher festgelegte Anzahl von Ar­
beitslosen zur Abarbeitung des Auftrages überneh­
men.

Im folgenden wird zunächst die bei der Treuhand­
anstalt auf der Grundlage des § 249h AFG durchge­
führte wettbewerbliche Vergabe von Beschäftigungs-

' H. U. B a c h ,  E. S p i t z n a g e l :  A rbeitsm arktpo litische Maßnah­
men -  Entlastungsw irkungen und Budgeteffekte, in: Beiträge zur 
Arbeitsm arkt- und Berufsforschung, Bd. 163 (1992), S. 207-227.

2 H. S e i f e r t ,  A. Z i e g l e r :  Ansatzpunkte einer integrierten A r­
beitsm arkt- und regionalen S trukturpolitik , in: H. S e i f e r t  (Hrsg.): 
Reform der A rbeitsm arktpo litik , Düsseldorf 1995, S. 157-182.

3 H. R K l ö s :  Beschäftigungspolitik  in der Beschäftigungskrise, 
Beiträge zur W irtschafts- und Sozia lpolitik Nr. 218, Köln 1994.

4 I. S p e r l i n g :  Probleme des „zweiten Arbeitsm arktes“ , in: WIRT­
SCHAFTSDIENST, 74. Jg. (1994), H. 8, S. 396-402.

5 Das geltende AB M -R echt sieht zw ar bei Arbeitsbeschaffungsm aß­
nahmen den Vorrang der Vergabe an private Unternehmen vor, und 
auch bei dem  §249h AFG is t e ine stärkere B ete iligung der 
P rivatw irtschaft intendiert, aber in der Praxis konnte d ies bislang nur 
in bescheidenem  Umfang um gesetzt werden; vgl. E. S p i t z n a g e l :  
A llgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) in den neuen 
Bundesländern, In: M itte ilungen  aus d e r A rb e itsm a rk t- und 
Berufsforschung (1992) H. 3, S. 84.
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Projekten dargestellt. Anschließend wird der Frage 
nachgegangen, welche Auswirkungen das Vergabe­
verfahren auf die Effizienz und Refinanzierungsquote 
der Beschäftigungsmaßnahmen hat6. Dabei werden 
empirische Befunde der Ausschreibungsverfahren 
1994 und 1995 bei Treuhandunternehmen analysiert. 
Den Schluß bildet die Frage nach einer Ausweitung 
des Vergabemodells auf weitere arbeitsmarktpolitische 
Programme.

Das Engagement der Treuhandanstalt

Die Treuhandanstalt ist im Zuge ihrer Privati­
s ierungstätigkeit in eine beschäftigungspolitische 
Rolle hineingewachsen, In der sie „zur Erprobung 
neuer Organisations- und Finanzierungsmodelle der 
Arbeitsmarktpolitik beigetragen“ hat7. Dies gilt auch 
für das hier behandelte Vergabeverfahren. Ein be­
schäftigungspolitisches Engagement übernahm die 
Treuhandanstalt zunächst, um ein Auffangbecken für 
abzubauendes Personal zu schaffen, das eine zügige 
Privatisierung behinderte. Die Treuhandanstalt stellte 
Räume, Sachmittel und Managementhilfen für Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) zur Verfügung 
und beteiligte sich 1990/91 noch direkt an der 
Gründung von Gesellschaften zur Arbeitsförderung, 
Beschäftigung und S trukturentw icklung (ABS- 
Gesellschaften). Über die sogenannten Mega-ABM 
wickelte sie dann die Sanierung und Demontage von 
Produktionsstandorten in ihrem Eigentum ab8.

Eine weitere Stufe ihres beschäftigungspolitischen 
Engagements erreichte die Treuhandanstalt schließ­
lich mit der Einführung des § 249h AFG Anfang 1993, 
der hauptsächlich als Fortführung der auslaufenden 
Mega-ABM gedacht war. Das neue Programm erfährt 
allerdings in der notwendigen Kofinanzierung, der 
Abkehr vom strengen Kriterium der Zusätzlichkeit9 
und der Möglichkeit der Gewinnerwirtschaftung in 
den Maßnahmen eine neue Qualität. Die w ichtigsten 
Regelungen zeigt die folgende Übersicht.

6 Weitere Kriterien zur Evaluierung des Vergabeverfahrens wären die 
W irkungen auf d ie Verzahnung von A rbeitsm arktpo litik  m it regionaler 
S trukturpo litik  und die Schaffung von Übergängen in den ersten 
A rbeitsm arkt; vgl. hierzu B. R a b e ,  K. E m m e r i c h :  Mehr M arkt in 
d e r ö ffen tlichen Beschäftigungsförderung. Zu r w ettbew erb lichen 
Vergabe von § 249h-M aßnahm en bei der Treuhandanstalt, in: 
M itteilungen aus der Arbeitsm arkt- und Berufsforschung (1996) H. 1; 
B. R a b e :  Im plem entation w irtschaftsnaher A rbeitsm arktpo litik . 
Lohnkostenzuschüsse nach § 249h AFG in Berlin und Sachsen, in: 
Schriftenreihe der Senatsverwaltung A rbeit und Frauen Bd. 16, Teil 2, 
Berlin 1995.

7 Vgl. R. C z a d a :  Das scheue Reh und die Kröte. Investition und 
Beschäftigung im Kalkül der Treuhandanstalt, in: H. H e i n  e i t  u.a. 
(Hrsg.): A rbeitsm arktpo litik  nach der Vereinigung, Berlin 1994, S. 214.

8 Zu Einzelheiten vgl. K. E m m e r i c h :  M ega-ABM  in den neuen
Bundesländern, in: H. H e i n  e i t  u.a. (Hrsg.), a.a.O., S. 115-136.

Die Lohnkostenzuschüsse der Bundesanstalt ent­
sprechen in etwa der Höhe der durchschnittlich ein­
gesparten Arbeitslosenunterstützung und müssen zur 
Realisierung von Projekten von anderen Institutionen 
komplementiert werden. Hierüber traf die Treuhand­
anstalt mit den neuen Ländern Vereinbarungen, die 
die Finanzierung von Maßnahmen sicherstellten. Mit 
der Einführung der Lohnkostenzuschüsse nach 
§ 249h AFG befindet sich die Treuhandanstalt bzw. 
die BvS nun in der Rolle, Beschäftigungsprojekte 
selbst aktiv zu organisieren und umzusetzen. Dabei 
fungieren die noch in ihrem Besitz befindlichen Unter­
nehmen als Projektträger. Der Z ielkatalog der 
Treuhand ist allerdings nicht arbeitsmarktpolitisch 
motiviert. Es kommt ihr vielmehr darauf an, ihre 
Unternehmen und Liegenschaften effizient und w ert­
steigernd zu demontieren und zu sanieren und dabei 
abzubauendes Personal in Maßnahmen überzulei­
ten10. Beide Aspekte finden in der Zielformel „M inim ie­
rung der Kosten pro Mannjahr“ ihren Ausdruck. Die 
konsequente wettbewerbliche Vergabe der Projekte 
ist dabei ein Mittel unter anderen, um dieses Ziel zu 
erreichen.

Das Vergabeverfahren

Die Treuhandanstalt entwickelte ein detailliertes Re­
gelwerk und Kontrollinstrumentarium („Controlling- 
Handbuch“), m it dessen Hilfe Projektaufbau-, P la­

nung, und -durchführung einheitlich strukturiert und 
gesteuert werden. Die Vergabe wird in drei Schritten 
durchgeführt: Der erste Schritt ist die Veröffentlichung 
der Ausschreibung und der Eingang von Interessen­
bekundungen. Die Treuhandunternehmen treffen in 
Abstimmung mit der Treuhandanstalt/BvS und den 
Ländern eine Vorauswahl unter den Interessenten, die 
zur Abgabe eines Angebots auf der Grundlage von 
Leistungsprogram m en aufgefordert werden. Die 
Vergabe entscheidet schließlich ein Vergabeaus­
schuß, dem das Treuhandunternehmen und die Treu­
handanstalt m it je einer und das betreffende Bundes­
land mit zwei Stimmen angehören.

9 Arbeitsbeschaffungsm aßnahm en müssen zusätzlich sein und dür­
fen keine öffentlichen P flichtaufgaben beinhalten. Bei § 249h AFG 
können im Bereich Um welt auch Maßnahmen gefördert werden, 
wenn „d ie  Arbeiten (...) alsbald durchzuführen sind und ohne die 
Förderung (...) n icht durchgeführt werden können“ (§ 249h Abs. 3 
Satz 1 AFG). H ier erfo lg t d ie  Abgrenzung also n icht inhaltlich w ie bei 
ABM, sondern über d ie Finanzierungsmöglichkeiten.

10 H intergrund d ieses Engagem ents der Treuhandanstalt waren 
Vereinbarungen m it den Gewerkschaften, d ie sie verpflichteten, den 
Personalabbau aus Treuhandunternehmen arbeitsm arktpo litisch zu 
flankieren und Sozialplanm ittel beschäftigungs- und qualifiz ierungs­
fördernd einzusetzen; vgl. z.B. Treuhandanstalt: R ichtlinien zur Rah­
m envereinbarung zwischen IG Chem ie-Papier-Keram ik und Treu­
handanstalt vom  31. 3. 1993, Berlin 1993.

248 W IRTSCHAFTSDIENST 1996/V



ARBEITSLOSIGKEIT

Wesentliche Merkmale des § 249h AFG

Ziel

Einsatzfelder

Entlohnung

Finanzierung

Träger

Arbeitslosen, Beziehern von Kurzarbeitergeld für strukturelle Arbeitsausfälle oder ABM-Teilnehmern 
ohne Anschlußperspektive soll eine Beschäftigungsmöglichkeit geboten werden, um den Wiedereinstieg 
in den ersten Arbeitsmarkt zu erleichtern.
Umweltsanierung, soziale Dienste, Jugendhilfe; seit August 1994 auch Breitensport, freie Kulturarbeit, 
vorbereitende Denkmalpflege.
„Angemessen“ niedriger als vergleichbare Arbeitnehmer;
• Sondertarif: 90% der vergleichbaren Arbeitsentgelte nicht zugewiesener Arbeitnehmer bei regel­
mäßiger betriebsüblicher Arbeitszeit; oder

• tarifliche Entlohnung bei 80% der regelmäßigen betriebsüblichen Arbeitszeit.
• Zahlung eines pauschalierten Lohnkostenzuschusses in Höhe des durchschnittlichen Arbeitslosen­
geldes oder der Arbeitslosenhilfe (1996: 1915 DM in Ostdeutschland) durch die Bundesanstalt für 
Arbeit bis zu drei, in Ausnahmefällen bis zu vier Jahre.

• Ergänzende Finanzierung der Lohn- und Sachkosten durch andere Finanziers 
(u.a. Bund bzw. Treuhandanstalt, Länder, Kommunen, Maßnahmeträger).

Im Umweltbereich: Wirtschaftsunternehmen, denen ABS-Gesellschaften gleichgestellt sind; nur in 
Ausnahmefällen sonstige Träger; für soziale Dienste und Jugendhilfe gelten gesonderte Regelungen.

Die Vergabe ist an die Bedingung geknüpft, daß der 
Auftragnehmer eine vorher festgelegte Anzahl von Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die das Arbeits­
am t ihm formal zuweist, zur Auftragserfüllung be­
schäftigt. Er muß diesen Beschäftigen zudem in 20% 
ihrer Arbeitszeit die Möglichkeit zur Qualifizierung ge­
ben.

1993 vergab die Treuhandanstalt wegen fehlender 
Planungsvorleistungen noch alle Maßnahmen „frei­
händig“ meist an die den Treuhandunternehmen zu­
geordneten ABS-Gesellschaften. Erstmals im Frühjahr 
1994 und zum Jahreswechsel 1994/95 führte sie eine 
öffentliche Ausschreibung durch. Das Auftragsvolu­
men und die erzielte Beschäftigung ist in Tabelle 1 
wiedergegeben.

Effizienzsteigerung durch Wettbewerb
Das Vergabeverfahren hat unmittelbare Wirkungen 

auf die Effizienz, also auf das Verhältnis von Kosten 
zu Nutzen öffentlicher Beschäftigungsprojekte11. Die 
öffentliche Ausschreibung ist ein „Verfahren organi­
sierter Konkurrenz“, das grundsätzlich geeignet ist, 
die Wirtschaftlichkeit sowohl der Leistungserstellung 
als auch der Auswahl der Anbieter sicherzustellen12. 
Zum einen setzt der Wettbewerb bei der Projekt­
qualität an, indem unter mehreren Anbietern das er­
folgversprechendste Projektmanagement ausgewählt 
wird. Damit kann in einem ersten Schritt ein Teil der

"  Zu den theoretischen Grundlagen und m ethodischen Problemen 
von Kosten-Nutzen-Analysen aktiver A rb e itsm a rk tp o litik  vg l. F. 
B u t t l e r ,  K. E m m e r i c h :  Kosten und Nutzen aktiver A rbeits­
m a rk tp o litik  im ostdeutschen Transform ationsprozeß, in: Die 
W ettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen W irtschaft, Schriften des 
Vereins fü r Socialpolitik, NF, Bd. 239, 1995, S. 61-94.

sprichwörtlichen Unproduktivität der öffentlichen Be­
schäftigungsförderung vermieden werden. Die in der 
Bundesrepublik bei öffentlichen Ausschreibungen an­
zuwendende Verdingungsordnung für Bauleistungen 
(VOB) bzw. für Leistungen (VOL) schmälert dabei be­
wußt den Ermessensspielraum der öffentlichen Auf­
traggeber, um Korruption und „Günstlingswirtschaft“ 
zu verhindern13.

Der Wettbewerb bringt aber nicht nur die Konkur­
renz um technische Kompetenz, Management- und 
Organisationsfähigkeiten m it sich. Das Vergabever­
fahren setzt gleichzeitig auch beim Preis der Leistung 
an. Mit steigender Zahl der Anbieter sinken die Chan­
cen der Anbieter m it hohen Preisen und folglich sind 
Kosteneinsparungen für die Auftraggeber zu erwar­
ten. Zudem bewirkt ein Vergabeverfahren schon allein 
durch die erforderliche planerische Vorbereitung und 
laufende Kosten- und Leistungskontrolle eine größere 
W irtschaftlichkeit14. Der Wettbewerb fungiert also als 
Entdeckungs- und Kontrollverfahren für den niedrig­
sten Preis und die höchste Qualität der Maßnahme­
durchführung und führt damit zu einer doppelten 
Effizienzsteigerung des Einsatzes knapper öffentlicher 
Mittel. Dies ist bei der herkömmlichen Einrichtung von 
Projekten durch die Arbeitsämter nicht gegeben.

12 Vgl. O. G a n d e n b e r g e r :  Die Ausschreibung: Organisierte Kon­
kurrenz um öffentliche Aufträge, Veröffentlichungen des Forschungs­
instituts fü r W irtschaftspolitik , Mainz 1961, S. 15.

13 Vgl. J. F i n s i n g e r :  Die Ausschreibung, in: Jahrbuch fü r Sozial­
w issenschaft, 36. Jg. (1985), Nr. 3, S. 316.

14 Vgl. Ch. P i c h t :  Leistungssicherung bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge an fre iberufliche Architekten und Ingenieure, in: Ze itschrift 
fü r W irtschaftspolitik , 35. Jg. (1985), Nr. 1, S. 56-62.
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Tabelle 1

Auftragsvolumen und Beschäftigung bei 
Treuhand-Aufträgen1

1993 1994 1995

Auftragsw ert 
(Mill. DM)

364 2273 2403

(„fre ihändige“
Vergabe)

(zu 75%  w ett­
bewerbliche 

Vergabe)

(zu 100%  w ett­
bewerbliche 

Vergabe)

Beschäftigung 
in Personenjahren 6221 32229 39162

1 1994: Zahlen vorbehaltlich der Schlußabrechnungen; 1995 Zusage­
werte.

Q u e l l e :  Treuhandanstalt; eigene Berechnungen.

Wesentlich ist aber zugleich auch die Effizienz des 
Ausschreibungsverfahrens selbst. Die öffentliche Ver­
gabe verursacht von der Vorbereitung bis zur Auf­
tragsvergabe und Kontrolle der Projektdurchführung 
zunächst zusätzliche Kosten. Sie sind nur dann ge­
rechtfertigt, wenn ihnen entsprechende Ersparnisse 
gegenüberstehen. Sowohl zusätzlich anfallende 
„Overhead“ -Kosten als auch Ersparnispotentiale hän­
gen von der Größe der Vergabelose ab. Große Ver­
gabelose verursachen einen geringeren Verwaltungs­
aufwand als kleine. Hier können unter Umständen 
auch „Economies of Scale“ wirksam werden. Dem 
steht der Nachteil gegenüber, daß mit steigendem 
Auftragsvolumen die Zahl der Bieter und damit die 
Wettbewerbsintensität abnimmt.

Wirkungen auf die Refinanzierungsquote

Das Vergabeverfahren berührt außerdem die Refi­
nanzierungsquote öffentlicher Beschäftigungsförde­
rung. Diese g ibt das Verhältnis der Kosten der Maß­
nahme zu den alternativen Kosten der Arbeitslosigkeit 
an. Refinanzierungsberechnungen beruhen auf be­
stimmten Annahmen über die makroökonomischen 
Wirkungen arbeitsmarktpolitischer Interventionen. Auf 
ihrer Grundlage werden u.a. die expansiven und kon- 
traktiven Veränderungen auf Arbeits-, Güter- und Fi­
nanzmärkten abgeschätzt. Beispielsweise werden als 
Folge arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zusätzlich 
anfallende Steuerrückflüsse oder das Ausmaß der 
Verdrängung bestehender Unternehmen aus dem 
Markt ermittelt. Damit ist das Problem der Auswirkun­
gen subventionierter Beschäftigung auf die Volkswirt­
schaft angesprochen.

Führt das öffentliche Ausschreibungsverfahren wie 
oben angenommen zu sinkenden Maßnahmekosten, 
so steigt die Refinanzierungsquote unmittelbar an. Die

Vergabe w irk t aber auch über indirekte Effekte 
(Mitnahme-, Verdrängungs- und Substitutionseffekte) 
auf die Refinanzierungsquote. Der Frage, inwiefern 
die Vergabe die indirekten expansiven und kontrakti- 
ven Wirkungen öffentlicher Beschäftigungsförderung 
beeinflußt und welche Rückwirkungen hiervon auf die 
Refinanzierungsquote zu erwarten sind, wird in den 
folgenden Abschnitten nachgegangen, um anschlie­
ßend das Verfahren der Treuhandanstalt zu bewerten.

Mitnahmeeffekte entstehen, wenn die Inanspruch­
nahme eines Programms zu Aktivitäten führt, die auch 
ohne das Programm entwickelt worden wären. Dies 
wäre beispielsweise der Fall, wenn private Unterneh­
men Umweltschäden durch ihren laufenden Betrieb 
verursachen, deren Beseitigung aber nicht selbst f i­
nanzieren, sondern mit Hilfe von Mitteln aus der Ar­
beitslosenversicherung. Weniger klar sind Mitnahme­
effekte bei öffentlichen Auftraggebern (z.B. Ländern 
oder Kommunen) definiert, die Beschäftigungsprojek­
te zur Erfüllung ihrer Aufgaben nutzen. So legt es der 
§ 249h AFG ja gerade darauf an, nützliche Arbeiten 
mit Arbeitsmarktpolitik zu verbinden -  in der Hoff­
nung, daß das Angebot der Zahlung des Lohnkosten­
zuschusses „m itgenommen“ w ird15. Mitnahmeeffekte 
können schließlich auch auf der Seite der Programm­
teilnehmer auftreten, wenn durch „creaming“ -Effekte 
Arbeitslose in Projekte zugewiesen werden, die auch 
anderweitig einen Arbeitsplatz gefunden hätten. Es 
g ibt allerdings keine Anhaltspunkte dafür, daß die Ver­
gabe von Beschäftigungsprojekten an private Unter­
nehmen Auswirkungen auf die Höhe des Mitnahme­
effektes hat. Das Ausmaß des Mitnahmeeffektes 
scheint eher vom Programmdesign -  speziell von der 
Definition des Zusätzlichkeitskriteriums -  und von der 
Zuweisungspraxis der Arbeitsämter abzuhängen. An­
ders ist es bei den Substitutionseffekten.

Substitutionseffekte treten bei arbeitsmarktpoliti­
schen Maßnahmen in drei Varianten auf. Die erste 
Variante bezieht sich auf einen kosteninduzierten Aus­
tausch von nicht subventionierten Beschäftigten 
durch subventionierte Arbeitnehmergruppen16. Bei­

15 A u f d ie  P roblem atik  der F inanzierung vers icherungsfrem der 
Leistungen aus M itteln der Arbeitslosenversicherung ist o ftm a ls hin­
gewiesen worden. Beim § 249h AFG tr itt sie insofern abgeschwächt 
auf, als der Lohnkostenzuschuß fü r d ie  Bundesanstalt fü r A rbeit ko ­
stenneutral ist. W ichtig ist in diesem  Zusammenhang auch, daß 
M itnahm eeffekte bei der öffentlichen Hand bei gegebenem  Budget 
n icht zwangsläufig kontraktiv auf d ie  Beschäftigung w irken, da d ie  an 
einer Stelle „m itgenom m enen“ M itte l m eist an anderer Stelle be­
schäftigungsw irksam  ausgegeben werden.

16 L. B e l l  m a n n ,  R. J a c k m a n n :  Aggregate Im pact Analysis, in: 
G. S c h m i d  u.a. (Hrsg.): International Handbook o f Labour M arket 
Policy and Evaluation, A ldershot 1996, im Erscheinen.
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spielsweise können ehemalige Teilnehmer an Projek­
ten nach § 249h AFG Arbeitnehmer ohne Projekter­
fahrung ersetzen. Bei vollständiger Substitution würde 
der zusätzliche Beschäftigungseffekt zunichte ge­
macht. Zweitens können Substitutionsprozesse ana­
log auch auf den Gütermärkten auftreten: Sind die 
Substitutionselastizitäten zwischen zwei Gütern hoch, 
wird das subventionierte Gut bzw. der subventionier­
te Sektor das nicht subventionierte Gut (oder den 
nicht subventionierten Sektor) ersetzen. Beispiels­
weise könnte sich eine Kommune, die stark unter 
M ittelknappheit leidet, unter zwei dringlichen Aufga­
ben für die Erfüllung derjenigen entscheiden, bei der 
sie kostensparend Mittel der Arbeitsförderung einset- 
zen kann. Hier ergeben sich kontraktive Effekte im 
nicht subventionierten Sektor, die sich letzten Endes 
in der Refinanzierungsrechnung negativ niederschla- 
gen. Schmid17 verweist schließlich drittens auf das 
Konkurrenzverhältnis der arbeitsmarktpolitischen Pro­
gramme untereinander. Wird ein Programm beson­
ders gefördert, so geschieht dies o ft zu Lasten eines 
anderen, eventuell langfristig sinnvolleren Pro­
gramms.

Bei Projekten nach § 249h AFG ist das Problem der 
Wahl eines falschen Programms deutlich geringer als 
beispielsweise bei den traditionellen ABM. Das Zu­
standekommen der Maßnahmen hängt davon ab, daß 
sich genügend Kofinanziers finden, die die Gesamt­
finanzierung sicherstellen. Ihre gemeinsame Politik­
entscheidung verringert vordem Hintergrund knapper 
finanzieller Ressourcen das Risiko einer Fehlalloka­
tion. In bezug auf die Substitution zwischen Arbeit­
nehmergruppen ergeben empirische Befunde, daß bei

Lohnkostenzuschüssen im privaten Sektor weit höhe­
re Effekte zu erwarten sind als bei analoger Förderung 
im öffentlichen Sektor18. Es besteht aber durchaus die 
Gefahr, daß zunehmend auch Pflichtaufgaben der 
Gebietskörperschaften m it Hilfe von § 249h AFG aus­
geführt werden und damit reguläre Beschäftigungs­
verhältnisse durch minderwertige ersetzt werden. Hier 
kann auch ein Vergabeverfahren nichts ausrichten, 
sondern es muß eine strenge Kontrolle des Zusätz- 
lichkeitskriteriums (hier: fehlende Finanzierbarkeit) er­
folgen.

Die Wirkung des Ausschreibungsverfahrens wird in 
erster Linie bei den Substitutionseffekten auf Güter­
märkten ansetzen. Die erwarteten Kosteneinspa­
rungen führen dazu, daß bei gegebenem Budget der 
Ausgabenanteil, der auf subventionierte Sektoren ent­
fällt, abnimmt und dadurch Nachfrage nach nicht sub­
ventionierten Gütern freigesetzt wird. Mögliche Nach­
frageverschiebungen zugunsten subventionierter und 
zu Lasten regulärer Beschäftigung werden dadurch 
zumindest teilweise kompensiert. Im Beispiel der auf­
traggebenden Kommune heißt das, daß möglicher­
weise ein zweites, nicht subventioniertes Projekt rea­
lisiert werden kann. Daraus sind Nettobeschäfti­
gungseffekte zu erwarten, die die Refinanzierungs­
quote verbessern.

17 G. S c h m i d :  Reorganisation der A rbeitsm arktpo litik . Märkte, 
P olitische Steuerung und Netzwerke der W eiterbildung fü r A rbeits­
lose in der Europäischen Union, Discussion Paper FS I 94-213, 
W issenschaftszentrum  Berlin fü r Sozialforschung 1994, S. 23.

18 L. C a l m f o r s :  Active  Labour M arket Policy and Em ploym ent -  A 
Fram ework fo r the  Analysis o f Crucial Design Features, in: OECD 
Econom ic Studies, 22. Jg. (1994) S. 18.
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Verhinderung von Verdrängung

Verdrängungseffekte beziehen sich schließlich auf 
Wettbewerbsverzerrungen innerhalb eines Marktseg­
ments. Das geläufige Verständnis des Effekts ist, daß 
ein durch Arbeitsmarktpolitik begünstigter Betrieb des 
„Zweiten Arbeitsmarktes“ nicht begünstigte Betriebe 
des ersten Arbeitsmarktes verdrängt. Im weiteren 
Sinne ist auch ein Crowding-out regulärer Beschäfti­
gung z.B. über die Finanzmärkte -  kreditmarktfinan­
zierte Beschäftigungspolitik w irkt zinstreibend und 
damit investitionshemmend -  gemeint. Eine Analyse 
der Einsatzfelder von § 249h-Projekten macht deut­
lich, daß Verdrängungseffekte nicht auszuschließen 
sind, da private Güter- und Dienstleistungsmärkte 
tangiert werden: Allein 44% der Beschäftigten in die­
sen Maßnahmen sind der Bau- und Abbruchindustrie 
zuzuordnen19. Dabei dürfte der größte Teil in Projekten 
beschäftigt sein, die die Treuhandanstalt organisiert.

Die wettbewerbliche Vergabe kann aber Verdrän­
gungseffekte fast vollständig verhindern: Die Umwid­
mung von Lohn- und Sachkostenzuschüssen in öf­
fentliche Aufträge verlagert das Geschehen vom zwei­
ten in den ersten Arbeitsmarkt. Durch das Ausschrei­
bungsverfahren werden alle Unternehmen des betrof­
fenen Sektors gleichermaßen angesprochen, so daß 
deren Partizipation am Auftragsvolumen allein davon 
abhängt, ob sie in bezug auf Preis und Qualität kon­
kurrenzfähig sind. Die üblichen W idersprüche zwi­
schen Subventionen und Wettbewerb entfallen. Dazu 
kommt, daß die wettbewerblich eingesparten Kosten 
das pro Projekt ins Spiel gebrachte Finanzvolumen 
vermindern und damit die bereits erwähnten indirek­
ten Crowding-out-Effekte eindämmen. Durch das 
Ausschreibungsverfahren werden also die Verdrän­
gungseffekte ausgeschaltet bzw. vermindert, was die 
Refinanzierungsquote wiederum erhöht.

Zusammenfassend lassen sich als Haupteinflußfak­
toren des Vergabeverfahrens auf die Effizienz und die 
Refinanzierungsquote erstens die vermuteten Kosten­
einsparungen und zweitens das Marktprinzip identifi­
zieren: Je höher die Kosteneinsparungen sind, desto 
höher sind (bei g le ichble ibender Projektqualität) 
Effizienz und Refinanzierungsquote und desto gerin­
ger die Substitutionseffekte. Je stärker das Verfahren 
den Wettbewerb einbezieht, desto besser ist die 
Projektqualität und damit die Effizienz und desto ge­

19 C. W o l f i n g e r :  Lohnkostenzuschüsse nach § 249h AFG: Die in- 
vestive Kom ponente steht im Vordergrund, lAB-Kurzbericht, Nr. 2 
(1995), S. 5.

20 Die Verfahrenseffizienz ble ib t hier unberücksichtigt.

ringer fallen die Verdrängungseffekte aus20. Das Ver­
gabeverfahren, das die Treuhandanstalt seit 1994 
durchführt, muß demnach hinsichtlich beider Einfluß­
faktoren geprüft werden.

Empirische Befunde

Die Treuhandanstalt dokumentiert in ihren M onats­
berichten die Kosteneinsparungen, die sie im Zeitab­
lauf bei Maßnahmen nach § 249h AFG erzielen konn­
te. Die Treuhandunternehmen im Tarifbereich Chemie 
hatten Ende 1992 noch Gesamtkosten von 120000 
DM für ein Personenjahr veranschlagt. Bis Februar 
1994 konnten die Kosten bereits auf 86000 DM ge­
drosselt werden. Im Tarifbereich Metall konnte die 
Treuhandanstalt die Kosten von September 1993 bis 
Februar 1994 von 77000 DM auf 60000 DM pro 
Personenjahr reduzieren21. Für das Jahr 1994 ergaben 
sich durchschnittlich Kosten von 71000 DM, für 1995 
Kosten von 61000 DM pro Personenjahr. Die Treu­
handanstalt konnte somit im Zeitraum 1993 bis 1995 
ganz erhebliche Kostenreduzierungen realisieren22.

Da die Personalkosten nicht verhandelbar sind und 
auch die Struktur der Teilnehmer aus dem Personal­
abbau vorgegeben war, lagen die Einsparpotentiale in 
erster Linie bei den Sachkosten. Ein Beispiel sind die 
Entsorgungskosten. Bei den Abriß- und Demontage­
arbeiten entstehen hohe Kosten für die Entsorgung 
von Schutt, Erdaushub und Anlagen. Diese Kosten 
lassen sich dadurch reduzieren, daß die kontaminier­
ten Massen sorgfältig von den nicht kontaminierten 
getrennt werden. Hierzu besteht allerdings bei dem in 
Beschäftigungsprojekten üblichen Verfahren, alle an­
fallenden Selbstkosten zu erstatten, kaum ein Anreiz. 
Diese Einsparmöglichkeiten hat einerseits der Preis­
w ettbew erb beim Vergabeverfahren, andererseits 
schon im Vorfeld die detaillierte Planung, die für die 
Vorbereitung des Verfahrens und die Erstellung der 
Leistungsverzeichnisse erforderlich ist, aufgedeckt.

Als zweiter Bedingungsfaktor für eine Steigerung 
der Effizienz und der Refinanzierungsquote von 
Beschäftigungsprojekten durch das Vergabeverfahren 
wurde das Marktprinzip (hoher Grad des Wettbe­
werbs) herausgearbeitet. Es besteht demnach ein po­
sitiver Zusammenhang zwischen Konkurrenz und Effi­
zienz, ein negativer zw ischen Konkurrenz und 
Verdrängungseffekten. Die Bewertung des Wettbe-

11 Vgl. Treuhandanstalt: S tatus der beschäftigungsw irksam en Maß­
nahmen nach § 249h AFG, M onatsbericht März 1994, S. 8 und S. 9.

22 Zu den m ethodischen Problemen der Abschätzung von Kosten­
einsparungen bei der Treuhandanstalt vgl. ausführlicher B. R a b e ,  
K. E m m e r i c h ,  a.a.O.
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werbs bei der Vergab« durch die Treuhandanstalt soll 
hier anhand von zvei Indikatoren erfolgen: Die 
Reichweite und Attraltivität der Ausschreibung wird 
erstens durch die Anahl und Struktur der eingegan­
genen Interessenbekuidungen wiedergegeben. Einen 
Anhaltspunkt dafür, wii „wettbewerblich“ das gesam­
te  Verfahren von cfer Interessenbekundung zur 
Vergabeentscheidung /erlaufen ist, kann zweitens der 
„Durchsetzungsgrad“ jeben: Welche Unternehmens­
typen konnten sich imVerfahren durchsetzen, welche 
hatten weniger Chancen? Eine Dokumentation der 
Eckdaten der Vergabe»erfahren 1994 und 1995 durch 
die Treuhandanstalt emöglicht eine solche Analyse.

Reichweib und Attraktivität

Im Hinblick auf Rechweite und Attraktivität der 
Ausschreibungen spiegelt die Zahl der Konkurrenten 
um die einzelnen Vergibelose ein direktes Abbild der 
Konkurrenz um die Durchführung der Projekte bei 
Treuhandunternehmen Die Ausschreibungen der Pro­
jekte nach § 249h AFGenthalten Konditionen, die bei 
öffentlichen Auftragsvergaben sonst nicht üblich sind. 
So müssen die Unternehmen, die den Zuschlag erhal­
ten, eine vorher festgelegte Anzahl geförderter Ar­
beitskräfte vom Arbeitsamt übernehmen, ohne (in der 
Regel) eine Personalauswahl vornehmen zu können, 
und sie müssen den Geförderten eine Möglichkeit der 
Qualifizierung einräumen. Insofern interessiert beson­
ders, ob die private Wirtschaft von den Ausschreibun­
gen angesprochen wird. In Tabelle 2 sind die durch­
schnittliche Anzahl der auf die Ausschreibungen er­
folgten Interessenbekundungen pro Vergabelos nach 
Unternehmenstypen aufgelistet23.

Sowohl 1994 als auch 1995 gab es ein reges Inter­
esse an den Ausschreibungen. Den größten Anteil 
machen private Unternehmen aus, die in den neuen 
Bundesländern ansässig sind. Bei der Interpretation 
der Daten muß berücksichtigt werden, daß einige der 
Interessenten möglicherweise wieder abgesprungen 
sind, nachdem sie die Vergabekonditionen erfahren 
haben. Allerdings ist trotz eines leichten Rückgangs 
bei den Ost- und Westunternehmen auch 1995 das 
Interesse bei beiden Typen noch beachtlich. Die be­
sonderen Konditionen der wettbewerblichen Vergabe 
bei § 249h AFG üben offensichtlich keinen nachhalti-

23 Für d ie  regionale Zuordnung in Ost, W est oder EU ist maßgeblich, 
w o  Um satz und Beschäftigung anfallen. Ein französisches Unter­
nehmen, das sich über seine Niederlassung in Brandenburg bew irbt, 
w ird  z.B. als Ost-Unternehm en geführt.

24 Die Zahl der Interessenbekundungen hängt in der Regel von der 
Konjunktur, dem  Auftragsvolumen und den zu erzielenden Gew inn­
margen ab. Nach Auskunft von Experten in Bauverwaltungsämtern 
liegt d ie  Zahl der Interessenten pro Vergabelos im Bereich der Treu­
handanstalt an der Obergrenze des üblichen.

Tabelle 2
Interessenbekundungen nach Unternehmenstyp

1994 1995

D urchschnittliche Zahl der 
Interessenbekundungen 
pro Vergabelos 30,5 25,1

davon: Ost-Unternehm en 21,6 16,5

W est-Unternehm en 7,1 6,3

ABS’ 1,7 1,3

ARGE2 k.A. 0,9

EU-Unternehmen - 0,1

' Gesellschaften zur A rbeitsförderung, Beschäftigung und S truktur­
entw icklung. 2 Arbeitsgem einschaften.

Q u e l l e :  Treuhandanstalt; eigene Berechnungen.

gen Abschreckungseffekt aus24. Das Interesse der 
ABS-Gesellschaften erscheint auf den ersten Blick 
gering. Zu berücksichtigen ist aber, daß nicht in allen 
Unternehmen der Treuhandanstalt eine dieser Gesell­
schaften ins Leben gerufen wurde und sich die Zahl 
der Gründungen dort auf jeweils eine ABS-Ge- 
sellschaft beschränkte. Daß an jedem Vergabelos 
mehr als eine ABS-Gesellschaft Interesse hatte, be­
deutet vor diesem Hintergrund, daß die Gesell­
schaften infolge des Vergabeverfahrens erstmals m it­
einander in Konkurrenz getreten sind, was im Sinne 
des Wettbewerbs eine positive Entwicklung darstellt. 
Im Jahr 1995 hat sich außerdem auf jedes Vergabelos 
im Durchschnitt eine Bietergemeinschaft (ARGE) be­
worben. In bezug auf das geweckte Interesse erfüllt 
das Vergabeverfahren der Treuhandanstalt dam it die 
Anforderung, einen breiten, insbesondere privaten 
Wettbewerb einzubeziehen.

Unterschiedliche Durchsetzungsgrade
Mit dem zweiten Indikator des Wettbewerbs, dem 

Durchsetzungsgrad, soll erfaßt werden, wie die Chan­
cen der einzelnen Unternehmenstypen standen, das 
Auswahlverfahren der Begutachter bei der Treuhand­
anstalt positiv zu durchlaufen. Der Durchsetzungs­
grad drückt aus, wie gut sich ein Unternehmenstyp im 
Vergleich mit dem Durchschnitt aller Unternehmens­
typen beim Vergabeverfahren durchsetzen konnte. Er 
mißt, wieviele Interessenbekundungen eines Unter­
nehmenstyps in Zuschläge einmünden und setzt die­
se Zahl in Relation zum Durchschnitt. Ein Faktor von 
1 g ibt also an, daß dieser Unternehmenstyp durch­
schnittlich viele Zuschläge erhielt. Ein Faktor von un­
ter 1 weist auf einen unterdurchschnittlichen, einer 
über 1 auf einen überdurchschnittlichen Erfolg hin. Ein 
hoher oder niedriger Durchsetzungsgrad eines Unter­
nehmenstyps kann sowohl auf systematische Wett- 
bewerbsvor- oder -nachteile als auch auf eine politi-
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sehe Bevorzugung bei der Auswahl zurückzuführen 
sein. Diese wäre ein Hinweis auf einen mangelhaften 
Wettbewerb. Tabelle 3 zeigt neben dem Durchset­
zungsgrad auch die Vergabeanteile der einzelnen Un­
ternehmenstypen. Sie gelten nicht als Erfolgsindika­
toren, da sie in Verbindung mit dem Durchsetzungs­
grad lediglich von der Anzahl der Interessenbe­
kundungen abhängen.

Aus Tabelle 3 lassen sich große Unterschiede in der 
Durchsetzungsfähigkeit ablesen: 1994 erhielten mehr 
als neunmal so viele interessierte ABS-Gesellschaften 
am Ende des Vergabeverfahrens einen Zuschlag wie 
der Durchschnitt der Unternehmen. Die in den neuen 
Bundesländern ansässigen Unternehmen konnten 
sich nur etwas besser als halb so gut durchsetzen wie 
der Durchschnitt, und das Schlußlicht bildeten im 
westlichen Bundesgebiet ansässige Unternehmen, 
die kaum Erfolge verzeichneten. Der dennoch recht 
hohe Vergabeanteil unter den Ost-Unternehmen be­
gründet sich durch ihre im Vergleich zu den ABS sehr 
hohe Bewerberzahl (knapp 7000 zu knapp 600). Bei 
der Ausschreibung 1995 streuten die unterschiedli­
chen Durchsetzungsgrade nicht mehr so weit um den 
Durchschnitt wie 1994, d.h., es ist eine leichte 
Normalisierung eingetreten: Die ABS-Gesellschaften 
verloren im Durchsetzungsgrad und im Vergabeanteil, 
während die in Ostdeutschland ansässigen Unter­
nehmen, aber auch West-Unternehmen und Bieter­
gemeinschaften deutlich dazugewannen.

Bevorzugung der ABS-Gesellschaften

Wie sind diese Werte in bezug auf den Wettbewerb 
zu beurteilen? Zunächst muß geprüft werden, ob 
ABS-G esellschaften system atische W ettbewerbs­
vorteile haben, die ihren ausgesprochen hohen Erfolg 
(gemessen am Durchsetzungsgrad) im Verfahren der 
Treuhandanstalt rechtfertigen. Als objektiver Wettbe­
werbsvorteil wird den ABS-Gesellschaften in Experten­
interviews die spezifische Kenntnis der Projekte be­
scheinigt, die sie erlangen konnten, weil sie die 
Mehrzahl der Projekte 1993 im Rahmen der „freihän­
digen“ Vergabe durchgeführt hatten. Als weiterer 
Grund wird die enge Verflechtung zwischen ihnen und 
den Stamm-Treuhandunternehmen angeführt. So 
konnten die ABS zum Beispiel Stärken und 
Schwächen des vorhandenen Personals genauer ein­
schätzen als außenstehende Unternehmen. Die intime 
Kenntnis von Projekt und Projektumfeld kam ihnen 
insbesondere bei den sehr kurzen Ausschrei­
bungsfristen im Jahre 1994 zugute. Diese systemati­
schen Wettbewerbsvorteile sind allerdings kritisch zu 
beurteilen, da sie auf asymmetrischen Informations-

Tabelle 3
Durchsetzungsgrad und Vergabeanteil nach 

Unternehmenstypen

Durchsetzungsgrad 
von der Interessen­

bekundung zum 
Zuschlag (0 = 1)

Vergabeanteil' 
-  in %  -

1994 1995 1994 1995

Ost-Unternehm en 0,6 0,8 40,4 53,7

W est-Unternehm en 0,1 0,3 3,7 6,4

ABS 9,1 5,5 51,1 29,3

ARGE _2 2,1 5,6 10,6

EU-Unternehmen _3 0,0 _3 0

1 Bezogen auf d ie Anzahl der Zuschläge, n icht auf den Auftragswert.
2 1994 s ind Arbeitsgem einschaften bei den Interessenbekundungen 
n ich t gesondert ausgewiesen. 3 1994 w urde nur bundesweit ausge­
schrieben.

Q u e l l e :  Treuhandanstalt; eigene Berechnungen.

vorteilen beruhen. Möglich ist schließlich auch, daß 
ABS-G esellschaften Subventionen aus anderen 
Aktivitäten in ihre Angebotskalkulation einbeziehen 
konnten und so ihre Wettbewerbsfähigkeit nur schein­
bar erhöhten.

In Experteninterviews wird außerdem eine gewisse 
politische Bevorzugung von ABS-Gesellschaften an­
gedeutet. Neben den Treuhandunternehmen, die ihren 
ABS-Gesellschaften nahestehen und in den Vergabe­
ausschüssen mit einer Stimme vertreten sind, haben 
insbesondere die kofinanzierenden Länder ein Inter­
esse daran, diese Unternehmen zum Zuge kommen 
zu lassen. Die Länder halten nicht nur Anteile an den 
meisten Gesellschaften, sie sind auch insgesamt dar­
an interessiert, sie als Träger arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen jenseits der Treuhand-Projekte zu erhal­
ten25. Eine Trägerinfrastruktur ist eine notwendige Vor­
aussetzung für ihr arbeitsmarktpolitisches Handeln. 
Im Vergabeausschuß konnten die Länder diese 
Präferenzen insbesondere durch ihre zwei Stimmen 
geltend machen.

Als Ergebnis bleibt festzuhalten: Die wettbewerbli­
che Vergabe von öffentlichen Beschäftigungsprojek­
ten hat positive Auswirkungen auf Effizienz und 
Refinanzierungsquote. Diese Wirkungen werden -  so 
wurde argumentiert -  durch Kosteneinsparungen und 
durch die Einbeziehung des Wettbewerbs ausgelöst, 
wobei auch zwischen diesen beiden Einflußgrößen 
Zusammenhänge bestehen. Die erwarteten Kosten-

M Vgl. B. R a b e ,  a.a.O., S.88; P. H i Id :  ABS-Gesellschaften -  eine 
problem orientierte Analyse bisheriger Befunde, in: M itteilungen aus 
der Arbeitsm arkt- und Berufsforschung (1995) H. 4, S. 505.
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einsparungen haben sich im betrachteten Fall der 
Ausschreibungen der Treuhandprojekte deutlich nie­
dergeschlagen. Offensichtlich stellt es auch keine 
Schwierigkeit dar, private Unternehmen für die Aufträ­
ge zu interessieren: Es herrscht ein intensiver Wettbe­
werb. Das bisher in zwei Ausschreibungsverfahren 
praktizierte Auswahlverfahren erscheint allerdings im 
H inblick auf die Chancengleichheit der einzelnen 
Interessenten verbesserungswürdig.

Übertragbarkeit des Modells?

Die Analyse hat gezeigt, daß die wettbewerbliche 
Vergabe von öffentlichen Beschäftigungsprojekten 
deren Effizienz und Refinanzierungsquote verbessern 
kann. Vor dem Hintergrund der positiven Ansätze und 
Erfahrungen stellt sich abschließend die Frage nach 
der Übertragbarkeit des Ausschreibungsverfahrens 
auf einen breiteren Kreis von Arbeitsförderprojekten -  
neben Lohnkostenzuschüssen nach § 249h AFG bzw. 
§ 242s AFG in Westdeutschland z.B. auch im Rahmen 
von Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung26. Für welche 
Projekttypen ist eine Vergabe anwendbar? Wo liegen 
die ordnungs- und sozialpoitischen Grenzen?

Internationale Erfahrungen mit „O ut-contracting“ 
zeigen, daß ein breites Spaktrum öffentlicher Güter 
und Dienstleistungen für Ausschreibungen durchaus 
geeignet sind und hierübe erhebliche Effizienzge­
winne erzielt werden könnei. Dies gilt entgegen ver­
breiteter Bedenken auch fürweite Bereiche der sozia­
len Dienste, bei denen in veschiedenen Ländern Ko­
steneinsparungen und Qualitätsverbesserungen 
erzielt werden konnten27. De Ausschreibung solcher 
Dienstleistungen birgt jedoci auch Probleme, auf die 
beispielsweise Neubauer/Urterhuber hinweisen28. Sie 
hängen damit zusammen, caß Dienstleistungen, ins­
besondere jene, die an die Präsenz von Kundinnen 
und Kunden gebunden sind, schlecht definier- und 
standardisierbar sind und somit die Leistungsbe­
schreibung als Grundlage cer Ausschreibung somit 
vage bleiben muß. Die Vergäbe ist auch für jene Pro­
jekte ungeeignet, in denen las bestehende Projekt­
management ein integraler Bestandteil von Projekt­
durchführung und -erfolg ist Beispiele hierfür finden 
sich sowohl bei den sozialn Dienstleistungen (z.B. 
Aids-Projekte von Betroffene für Betroffene) als auch 
im Umweltbereich. Hier wärezu prüfen, ob erfolgsori­
entierte Geldzuweisungen en Qualitätswettbewerb

26 Zu den Im plem entationsproblem n von Vergabe-ABM vgl. B. 
R a b e ,  K. E m m e r i c h ,  a.a.O.

27 Vgl. R. C a r n a g h a n ,  B. B r a o w e l l - M i l n e s :  Testing the
Market. C om petitive Tendering fo r b vernm en t Services in Britain
and Abroad, The Institute o f Econom: A ffa irs, London 1993.

stimulieren und damit ein funktionales Äquivalent zu 
Ausschreibungen bilden können. So könnten in Ab­
sprache mit dem Projektmanagement m ittelfristige 
Ziele wie Kundenzufriedenheit, Reintegrationserfolge, 
steigende Selbstfinanzierungsanteile etc. als Maßstab 
für zukünftige Zuweisungen vereinbart werden.

Das in diesem Beitrag vorgestellte Vergabever­
fahren der Treuhandanstalt hat einige Besonderheiten, 
die in anderen Bereichen nicht immer gegeben sind. 
Es beruht auf klar umrissenen, zentral entwickelten 
Zielsetzungen und Projektstrukturen, deren Durchfüh­
rungskosten wettbewerblich minimiert werden. Die 
Länder führen dagegen viele heterogene ABM - und 
§ 249h/§ 242s-Projekte durch (von Begegnungsstät­
ten bis hin zur Umweltanalyse), deren Strukturen und 
Konzepte nicht zentral entw ickelt werden. Bislang 
sorgt ein produktiver Wettbewerb um Fördermittel 
zwischen den Trägern für eine dezentrale Projekt­
bedarfsermittlung. Diese dezentrale Bedarfsermitt­
lung kann auch nur begrenzt durch zentrale Vorgaben, 
z.B. durch eine Einbindung in regionale Entwicklungs­
pläne und -leitbilder, ersetzt werden. Insbesondere im 
Umweltbereich soll es gerade auch darum gehen, 
neue Marktnischen zu entdecken und zu erproben. 
Um die Ideengenerierung für diese Projekte nicht 
durch zentrale Planung zu ersetzen, müßte ein 
Ausschreibungsverfahren für den Ideen- und den 
Preiswettbewerb jeweils getrennte Anreize geben, et­
wa indem Projektkonzepte getrennt prämiert wer­
den29. Schließlich muß es klare Kriterien dafür geben, 
welche öffentlichen Aufträge mit Hilfe der Arbeits­
förderung ausgeführt werden sollen, denn sonst wür­
de die geförderte Beschäftigung die reguläre substitu­
ieren. Diese Kriterien können im lokalen Konsens ent­
w ickelt und angewandt werden.

Die Frage nach der beschäftigungspolitischen 
Leistungsfähigkeit der Arbeitsmarktpolitik und ihrer 
Alternativen hat angesichts der hohen Arbeitslosigkeit 
bei gleichzeitig knappen öffentlichen Ressourcen vor­
rangigen Stellenwert. Bei der Suche nach Antworten 
ist die Diskussion kostensenkender und nutzenstei­
gernder Implementationsstrategien genauso wichtig 
wie die Diskussion neuer Instrumente und Finanzie­
rungsmodelle. Die Ausschreibung erscheint uns mit 
den erläuterten Einschränkungen als ein sinnvoller 
Weg zur Effizienzsteigerung aktiver Arbeitsm arkt­
politik.

zaG. N e u b a u e r ,  H. U n t e r h u b e r :  Ausschreibung von Versor­
gungsaufträgen als Instrum ent zur Stärkung des Preiswettbewerbs 
im Gesundheitswesen, Bundesm inisterium  fü r A rbeit und Sozial­
ordnung, Bonn 1988.
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